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SED läßt die Maske fallen
Offen gegen die Wiedervereinigung — Grotewohl für ,zwei deutsche Staaten'

Während in Genf die Außenminister der Großmächte an die 
Arbeit gehen, um die internationale Entspannung zu fundieren, 
unternimmt die SED letzte Versuche, um das Thema W ieder­
vereinigung aus den Verhandlungen zu verbannen. Über die 
Sowjetdelegation w ill die Zonenregierung versuchen, als „zw e i­
ter gleichberechtigter deutscher Staat“  an den Verhandlungs­
tisch zugelassen zu werden. O ffizielle SED-Erklärungen betonen 
gleichzeitig, daß „unter den gegebenen Verhältnissen“  weder 
fre ie Wahlen noch eine W iedervereinigung möglich seien. Statt 
dessen spricht man von einem angestrebten „kollektiven Sicher­
heitssystem, dem beide Staaten Deutschlands angehören“ . Eine 
starke Delegation der Zonenrcgierung trägt dieses Trogramm 
in ihrem Genier Reisegepäck.

D ie jüngsten SED-Erklärun­
gen verraten, daß der Zeitpunkt 
fü r die W iedervereinigung fä l­
l ig  geworden ist. Denn: Vor 
einem Jahr wären Erklärungen 
solcher A rt einfach nicht m ög­
lich gewesen! D ie SED hätte 
sich schon aus innenpolitischer 
Rücksichtnahme gehütet, eine 
derart krasse Ablehnung auszu­
sprechen. Zahllose „W iederver- 
einigungs“ - und „W ahl-Vor­
schläge“  zeugen davon.

Jetzt aber, wo man an kompe­
tenten Verhandlungstischen dar­
über entscheiden könnte, rückt 
die SED offen mit der Sprache 
heraus: W ir  wollen weder die 
W iedervereinigung noch fre ie 
Wahlen, w eil diese gleichbedeu­
tend wären m it dem Ende des 
kommunistischen Regim es in 
einem D rittel Deutschlands.

SED in Genf überflüssig
Das ist die bedauerliche, aber 

tatsächliche Situation. Somit ist 
es vö llig  überflüssig, die SED 
in Genf anzuhören. W as sie 
w ill, hat sie gesagt. Vorschläge 
diskutabler A rt hat sie nicht. 
B leibt als einzige Lösung die 
übergeordnete Entscheidung der 
Sowjetunion. Und um m it die­
ser zu verhandeln, sind die 
Westmächte nach Genf gegan­
gen.

W as aber tut die SED? Sie 
entfaltet eine heuchlerische A k­
tivität: Eine „Beobach ter-D ele­

gation des Ost-Außenministeri­
ums und des „Ausschusses fü r 
deutsche Einheit“  —  unter 
Führung des SED-Staatssekre- 
tärs Handke —  hat sich in  Genf 
ein logiert, um am Rande des 
großen Gesprächs „Pressekonfe­
renzen“ zu veranstalten und die 
W eltöffentlichkeit vom  „Vorhan­
densein zw eier deutscher Staa­
ten“ zu überzeugen. E tw a 1200 
Kommunisten aus Ost- und 
Westdeutschland fahren gleich­
ze itig  als „Arbeiterdelegationen“ 
m it SED-Geldern in  die Schweiz, 
um diesen Bemühungen , den 
Rahmen zu geben. W eiterh in 
ist Vorsorge getroffen, daß alle 
kommunistischen Tarnorganisa- 
tionen in Genf agitieren.

„Wehrgesetz“ zurückgestellt
Die SED ist so w eit gegangen, 

daß sie das bereits ausgearbei­
tete Sowjetzonen - W ehrgesetz 
samt dem bereits existenten 
„Verteidigungsm inisterium“ zu­
rückstellen ließ, um ihre Genfer 
Bemühungen nicht allzu zw ie­
lich tig  erscheinen zu lassen. So­
fo rt  nach Beendigung der Kon- 
fereriz w ird  dieses Ministerium 
—  in dem der zurückgetretene 
FD J-Vorsitzende Honecker die 
erste oder zweite Stellung ein­
nehmen w ird  —  durchgegliedert 
bis ins letzte Vorzimmer aus 
dem „Nichts“ erstehen.

D ie letzten Zweife l an den 
SED-Plänen beseitigt die vor

wenigen Tagen  abgegebene 
„programmatische Erk lärung“ 
der K P D  übec die „Bedingun­
gen der W iederverein igung“. 
Diese auf der 21. Tagung des 
KP-Parteivorstandes bekannt­
gegebene Erk lärung besagt, daß 
eine W iederverein igung erst 
„nach Herstellung einer w irklich 
demokratischen Ordnung in  der 
Bundesrepublik" erfolgen  kann. 
M it anderen W orten : E ine W ie ­
dervereinigung kann erst dann 
erfolgen, wenn m it H ilfe  der 
K P D  in der Bundesrepublik 
eine kommunistische oder pro­
kommunistische Staatsordnung 
geschaffen worden ist, deren R e ­
präsentanten den SED-Vertre- 
tern Blumen au f die Straßen 
streuen, die nach Bonn führen.

Was bleibt zu hoffen?.
Dies ist nicht die erä'te dumme 

Erklärung der K P D  zu Fragen  
der W iedervereinigung. Aber 
daß sie gerade in  diesem Augen­
blick, w en ige Tage  vor Genf, 
abgegeben werden mußte, w ill 
einiges besagen. W as aber 
b leibt zu hoffen?

M an muß die SED-„Beteili- 
gung“ in  G en f so werten w ie 
eine kommunistische Störaktion 

• vor dem Schöneberger Rathaus 
in  Berlin, wenn drinnen über 
Fragen  Gesamtberlins beraten 
w ird . In  Genf geht es um die 
schwierige R egelu ng einer in­
ternationalen Entspannung, zu 
deren Voraussetzung unter an­
derem die Befriedung des ge­
spaltenen Deutschlands gehört. 
Und diese kann nur über eine 
W iederverein igung erfolgen. Soll 
Genf also einen Sinn haben, 
werden die Sow jets —  je  nach 
ih rer Verhandlungsbereitschaft 
—  unabhängig von allem SED- 
Theater entscheiden müssen, ob 
sich die SED vor dem K on fe­
renzsaal laut oder leise zu ver­
halten hat.
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Sieg der Wahrheit
D T . Gegen die klare und über­

zeugende Entscheidung an der 
Saar g ib t es weder Ausflüchte 
noch Vorbehalte. Im  Namen der 
Freiheit muß sie von allen an­
genommen und respektiert wer­
den, die in  der Saarfrage m it­
zusprechen haben. H iervon hat 
der am meisten Geschlagene, 
nämlich der bisherige saarlän­
dische Ministerpräsident H off- 
mann, ein gutes Beispiel ge­
geben.

Auch die von Paris kommende 
Reaktion ist bisher besonnen 
und vernünftig, und das ist 
ganz besonders zu begrüßen. 
Das gleiche g ilt  von den ersten 
Erklärungen derer, die ihre 
Sache —  das N ein  gegen das 
Statut und das Bekenntnis zu 
Deutschland —  zu einem großen 
E r fo lg  geführt haben. W ir  hof­
fen, daß diese vernünftige H a l­
tung auch die w eitere Entwick­
lung der Saarfrage bestimmen 
w ird , dann w ird  sich bald zei­
gen, daß das mächtige Nein  der 
Saarländer w eder ein Schlag ge­
gen Europa, noch gegen Frank­
reich, noch gegen die deutsch- 
französischen Beziehungen war. 
Es kommt nur darauf an, die 
m it dem N ein  enthüllte W ahr­
heit zu sehen und zur Grundlage 
neuer Lösungen zu machen.

Das wichtigste Merkmal

Daß die W ahrheit über die 
Saar so eindeutig sichtbar ge­
worden ist, das ist das bei w e i­
tem w ichtigste Merkmal der 
Volksabstimmung. Zehn Jahre 
lang mußten die Saarländer 
schweigen. E in ige der sonst in 
der westlichen W e it selbstver­
ständlichen Freiheiten  waren 
ihnen genommen. D iejenigen, 
die sie auf diese W eise zum 
Schweigen verurteilt hatten, ha­
ben das Schweigen noch dazu in 
gröbster W eise mißbraucht. Sie 
haben nämlich den Saarländern, 
die seit 1945 niemals über ihr 
Schicksal befragt worden sind, 
ständig nachgesagt, daß sie die 
Trennung von Deutschland, den 
wirtschaftlichen Anschluß an 
Frankreich und das undemo­
kratische Regierungssystem  ge­
b illig t  hätten. Diese Lü ge  war 
zehn Jahre lang Hiber das saar­
deutsche Land verbreitet. Sie

wurde nun in  der ersten
Stunde der Meinungsfreiheit
gründlich und endgültig zer­
stört.

In  die W ahrheit des 23. Ok­
tober wurde das Bekenntnis zur 
W iederverein igung m it Deutsch­
land an erster Stelle einge­
schlossen. A llen  Deutschen, 
denen die W iedervereinigung 
das oberste Ziel unserer P o litik  
ist, bereitet das eine große
Freude, vor allem den Deut­
schen der gleichfalls abgetrenn­
ten Sowjetzone. W ir  spüren aus 
dem Bekenntnis, aas die Saar­
länder nach 20 Jahren jetzt in 

, einer zweiten Volksabstimmung 
wiederholten, eine moralische 
K ra ft, die eine Erm utigung ist. 
D ie  saardeutsche Bevölkerung 
gab uns allen ein Beispiel, und 
mancher hat ihr heute manches 
abzubitten. Ih re Haltung hat 

; nicht das geringste m it N atio­
nalismus zu tun, wohl ¿ber 
kommt sie aus jenem  gesunden 
nationalen Gefühl, das sich aus 
uralter Gemeinschaft der Spra­
che, der Sitte, der Geschichte 
und der Tradition  nährt und 
sich in dem W orte „Vaterland“ 
ausdrückt. Niemand in der W e lt 
La t das Becht, dieses Gefühl, 
das er im eigenen Bereich als 
Tugend p flegt, den Saarländern 
zu  bestreiten.

Ferner ist es w ichtig festzu­
stellen, daß die durch den 
Volksentscheid enthüllte W ahr­
heit über die Saar keinen un­
freundlichen A kt gegen Frank­
reich darstellt. D ie Saarländer 
haben, o ffen  und fre i um ihre 
Meinung befragt, ebenso fre i 
und offen  geantwortet. Sie ha­
ben nicht dem französischen 
Volke, zu dem sie aus eigenem 
Interesse die freundlichsten Be­
ziehungen wünschen, sondern 
der französischen Saarpolitik 
eine Absage erteilt.

Von ihr fordern si.e nichts 
anderes als die Anerkennung 
des Bechts zur Selbstbestim­
mung. Diese Forderung- ist von 
der stets bekundeten Bereit­
schaft zu einer Verständigung 
begleitet, die den w irtschaft­
lichen Interessen Frankreichs 
vernün ftig  Rechnung tragen 
w ill. D ie Saarländer wehren 

» sich auch entschieden gegen den 
Vorw urf, daß die Nein-M ehrheit 
des 23. Oktober ein europäisches 
Versagen bedeutet. D ie euro­
päische Idee ist bei ihnen wahr­
scheinlich lebendiger als in

Frankreich und in der Bundes­
republik. Sie w eigern sich aber, 
unter mehr als fragwürdigen 
Umständen und von Deutsch­
land getrennt als Laboratorium  
fü r europäische Experimente zu 
dienen. E in wirkliches euro­
päisches Versagen müßte nach 
ihrer Meinung umgekehrt dann 
festgestellt werden, wenn den 
Saarländern die natürliche und 
vernünftige Lösung ihrer 
Schicksalsfragen verweigert b le i­
ben sollte.

Man hat gesagt, daß’ der A b ­
stimmungskampf, der eigentlich 
dem Ja oder Nein  zum Saar­
statut gelten sollte, leider die 
W endung nach einer falschen 
Frägestellung genommen habe, 
nämlich eine Wendung gegen 
das undemokratische R eg ie­
rungssystem Johannes* H o ff-  
mann. Diese Auffassung ist 
nicht richtig. Das Saarstatut 
wurde nämlich verneint, w eil es 
den Saarländern als der Inbe­
g r i f f  alles dessen erschien, was 
sie ablehnen: Es sollte nach den 
erklärten Versicherungen P a r i­
ser Regierungen die endgültige 
Lösung im  Sinne Frankreichs 
sein.

„Nein“ kam ans dem Volke
Ein wesentliches Merkmal der 

Entscheidung lieg t schließlich 
auch darin, daß der einfache 
A rbeiter und Bauer das deut- 

• lichste N ein  gesprochen hat. D ie 
Hüttenstadt Völklingen, Ge- 

- meinden des Bergbaues und das 
machtvolle N ein  im mehr, länd­
lichen K reis Sankt Wendel be­
weisen das. D ie Bewegung zum 
N ein  kam w irk lich aus dem 
V o lk e  selbst. Das ist ein Grund 
mehr, sie im Namen der F re i­
heit, des Bechts und der Ge­
rechtigkeit auch zu respektie­
ren. W ir  hoffen, daß man 
gerade in Frankreich, das histo­
rische Verdienste um die M en­
schenrechte hat, diesen Umstand 
gerecht würdigen wird. Der 
23. Oktober, der in die Ge­
schichte eingehen wird, w ird 
dann auch Geschichte machen. 
E r kann dann, so paradox das 
heute klingen mag, als Akt der 
W ahrheit über die Saar zu­
gleich zum eigentlichen Ge­
burtstag einer echten und dauer­
haften Verständigung zwischen 
Deutschland und Frankreich 
dienen»
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W OCHEN-AUSGABE

Jubiläumsfeier des DGB
Dortmund (AP/D PA ). E in ein­

deutiges Bekenntnis zur E in­
heitsgewerkschaft und zu dem 
gewerkschaftlichen Ziel der bes­
seren Lebens- und A rbeits­
bedingungen fü r die A rbeit­
nehmer in  der Bundesrepublik 
ist in  einer Feierstunde zum 
zehnjährigen Bestehen des 

Deutschen Gewerkschaftsbundes 
abgelegt worden.

Bundeskanzler Dr. Adenauer 
übermittelte dem DGB ein 
Grußtelegramm. In  der von 
20 000 Menschen besuchten fest­
lich geschmückten Dortmunder 
W estfalenhalle nahmen als Gäste 
an der Veranstaltung die Bun- 
desminister Kaiser und Storch, 
M inisterpräsident Arnold, der 
SPD-Vorsitzende Ollenhauer 
und zahlreiche Vertreter von in- 
und ausländischen Organisatio­
nen teil.

DGB-Vorsitzender F re itag  fo r­
derte eine „W iedergeburt des 
sozialen Gewissens“ . D ie A rbeit­
nehmer müßten ihren gerechten 
A nte il an der gestiegenen P ro ­
duktion' und der erhöhten P ro ­
duktivität erhalten. Ein w irt­
schaftliches Mitbestimmungs­
recht sei notwendig. Das sei 
aber bisher in unzulänglichem 
Maße zugestanden worden.

Neue Saar-Regelung suchen! ■
Rege diplomatische Tätigkeit in Bonn und Paris

Berlin (Eigenbericht). Nach der Ablehnung des Saar-Statüts 
durch die Saarbevölkerung hat in Bonn und Paris eine rege 
politische und diplomatische Tä tigkeit eingesetzt. In  Paris trat 
der M in isterrat der Westeuropäischen Union zusammen und 
befaßte sich auch mit der neuen Lage  an der Saar. D ie  Bundes­
regierung gab nach einer Sondersitzung eine sehr vorsichtige 
Erklärung heraus, in der auf die Aufgabe hingewiesen w ird , 
„dem W illen  der Saarbevöikerung Rechnung tragend, eine neue 
Lösung zu suchen“ .

Gleichzeitig versicherten Bun­
deskanzler D r. Adenauer und 
der französische M inisterpräsi­
dent Faure einander in einem 
Telegramm, daß die guten Be­
ziehungen zwischen beiden 
Ländern ungetrübt bleiben 
sollten.

Von vielen Häusern im  Saar­
geb iet wehten die schwarzrot­
goldenen Fahnen Deutschlands, 
und es g ib t keinen Po lizisten 
mehr, der sie herunterholt. Das 
ist der sichtbarste Ausdruck des 
Wandels, der sich an der Saar 
vollzogen hat. Das undemokra­
tische Regim e der Hoffmann und 
Hector ist unter der Macht -des 
Neins zusammengebrochen. E ine 
gute Zweidrittelmehrheit fü r 
dis Ablehnung des Saar-Statuts 
ist mehr, als die Optimisten er­
wartet haben.

übergangsregieruBg begrüßt
Gut unterrichtete Kreise in 

Bonn erklärten, es seien vor­
erst noch keine neuen Saar- 
Verhandlungen zwischen der 
Bundesregierung und der fran-

Fünf Jahre Freiheitsglocke
Festakt im Rathaus — Ein Telegramm Eisenhowers

Berlin (Eigenmeldung). Aus 
Anlaß des fünften Jahrestages 
der Übergabe der Freiheits­
glocke fand im Rathaus Schöne­
berg ein Festakt statt, an dem 
der ehemalige US-Oberkommis- 
sar McCloy und etwa 70 M it­
glieder der amerikanischen Or­
ganisation „K reuzzug fü r die 
F reihe it“  teilnahmen.

M cCloy verlas ein Telegramm 
Eisenhowers, in  dem der US- 
Präsident die Bevölkerung B er­
lins grüßt und „die fortdauernde 
Anteilnahme meines Landes an 
dem Wohlergehen der Stadt“ 
zusichert,

Im  Namen der Bundesregie­
rung erneuerte M inister T il l­
manns den Dank, den der Bun­
deskanzler vor fün f Jahren an 
M illionen amerikanischer Bür­
ger ausgesprochen habe. T i l l­
manns w ies darauf hin, daß die 
Freiheitsglocke ein Symbol des 
Freiheitswillens des deutschen 
Volkes geworden sei. Es sei eine 
ehrenvolle Pflicht der Bundes­
regierung, „sich im  Namen des 
ganzen deutschen Volkes zu dem 
unveräußerlichen Recht der 
W ürde und der Unantastbarkeit 
der Menschen als der Grund­
lage unserer politischen und 
sozialen Arbeit zu bekennen“.

zösischen Regierung zu er­
warten. Da Paris wiederholt 
solche Verhandlungen fü r aus­
geschlossen erklärt habe, werde 
die Bundesregierung von sich 
aus nicht den ersten Vorschlag 
machen, über eine neue Lösung 
zu beraten.

D ie B ildung einer Übergangs­
regierung im  Saargebiet w ird  in 
maßgebenden Kreisen Bonns 
begrüßt, w eil man sich davon 
eine leichtere Überleitung auf 
den neuen Zustand verspricht. 
Unmittelbar nach Bekannt­
werden des Abstimmungsergeb­
nisses hatte die Regierung H off­
mann ihren Rücktritt erklärt.

P a n k o w  -  S a a r
Nein, Genossen, an der Saar 

g in g  es gar nicht um Europäi- 
sierung oder Nationalisierung. 
Es g in g  dort um die Pariser 
Verträge. Diese sind zwar schon 
in K ra ft  getreten und die Bun­
desrepublik ist längst N ATO - 
M itglied , aber da das Saarstatut 
gleichzeitig m it den Pariser V er­
trägen zwischen Bonn und Paris 
ausgehandelt wurde, stimmte 
die Saar nicht über das Saar­
statut ab, sondern über die P a ­
riser Verträge —  so argumen­
tiert die Ostpresse; Ablehnung 
des Statuts bedeutet Ablehnung 
der Pariser Verträge —  das ist 
ihre Beweis- und Propaganda- 
führung. E in überlautes Trium ­
phieren ist deshalb in  Ostberlin 
hörbar: D ie Saardeutschen ha­
ben den Pariser Verträgen eine 
klare Absage erteilt. Und das 
ist —  fü r Pankow jedenfalls —  
ein E r fo lg  ohnegleichen. E in E r­
fo lg?  Ostberlin übersieht, daß 
sich die Saar fü r Deutschland 
entschied. N icht fü r die „D D R " 
.wohlgemerkt, sondern fü r das 
nachbarliche Deutschland der 
Bundesrepublik, das feindlich zu 
schmähen Pankow nicht müde 
wird.



Dulles zu Konzessionen bereit
Wiedervereinigung bleibt Hauptverbandlungsziel

Washington (AP ), Der amerikanische Außenminister Dulles 
hat vor seiner Abreise zur Viermäehte-Außenministerkonferenz 
in  Gent die W iedervereinigung Deutschlands im  Bahnten der 
europäischen Sicherheit als den Hauptverhandlungspunkt be­
zeichnet. D ie  Westmächte seien bereit, jedem „berechtigten 
sowjetischen Sicherheitsbedürfnis“  zu entsprechen.

Der W esten bezw eifle jedoch, 
daß sich eine dauerhafte Sicher­
heit erreichen lasse, solange 
eine so schwere Ungerechtig­
keit, w ie die Te ilung Deutsch­
lands, bestehenbleibe. Dulles 
versicherte# die amerikanischen 
V ertreter würden in  Genf im 
Geiste echter Versöhnung nach 
der Erkenntnis handeln, daß auf 
beiden Seiten ein gewisses 
Nachgeben notwendig sei. M it 
dem Einverständnis des P räs i­
denten und des amerikanischen 
Volkes w erde er versuchen, die 
Abrüstungsfrage voranzutreiben 
und weitere Ost-West-Kontakte 
anzuregen.

Ist es zweckmäßig, wenn . . .
Washington (D PA ). Amtliche 

K re ise in  W ashington beschäf­
tigen  sich ernstlich m it der 
Frage, ob es zweckmäßig wäre, 
bei der Genfer Konferenz m it 
den Sowjets über die Abrüstung

Ungünstiges Vorzeichen
London. (D PA ). D ie  sow je­

tische Antw ort auf die Berlin- 
N ote der Westmächte ist in 
London als ein denkbar ungün­
stiges Vorspiel zur Genfer K on ­
ferenz bezeichnet worden. Das 
Außenministerium nahm offiziell 
noch nicht Stellung, doch w ie­
sen diplomatische K re ise  darauf 
hin, daß die Sowjetunion offen­
sichtlich versuche, das sow jet­
zonale Reg im e in  den Vorder­
grund zu schieben und ihm eine 
A rt von Anerkennung zu erzwin­
gen.

Erhöhte SSD-Aktivität
Berlin (D PA ). D ie Anwesen­

heit der Bundestagsabgeord­
neten in  Berlin  hatte den So­
w jetzonen - Staatssicherheits­
dienst (SSD) zu erhöhter A kti­
vitä t veranlaßt. Der Unter­
suchungsausschuß freiheitlicher 
Juristen erhielt KehPtnis von 
mehreren Versuchen des SSD, 
Angestellte größerer W estber­
liner Hotels, in deneii Abgeord­
nete wohnen, zu Spit?,e d̂ ênsten 
zu verpflichten.

und die Herstellung engerer 
Ost-W est-Kontakte zu diskutie­
ren, wenn die Außenminister in 
der F rage der deutschen W ie ­
dervereinigung und der Sicher­
heit keine Fortschritte erzielen.

In  Kreisen des US-Senats 
herrscht die Meinung vor, daß 
die Erörterung anderer K on ­
ferenzprobleme zwecklos sei, 
wenn die Sowjets durch Un­
nachgiebigkeit in der Deutsch­
landfrage beweisen, daß sie nur 
Punkte behandeln wollen, von 
denen sie sieh^ Vorteile ver­
sprechen.

U S A  v e rö f fe n t l ic h e n  
G e n fe r  P r o to k o l le

W ashington (A P ). Das US- 
Außenministerium hat die ame­
rikanischen Protokolle der Gen­
fe r  Viermächtekonferenz vom 
Juli veröffentlicht.

Präsident Eisenhower hat da­
nach dem sowjetischen M inister­
präsidenten Bulganin in Genf 
versichert, daß die USA „unter 
keinen Umständen jemals P a rt­
ner eines aggressiven Krieges 
gegen irgendeine Nation sein 
werden“ .

In  dem Bestreben, die sow je­
tische Delegation von den fr ied ­
lichen Absichten der U SA zu 
überzeugen, betonte Eisenhower 
auf dieser Konferenz weiter, 
daß Amerika an Verhandlungen 
und freundliche Konferenzen 
glaube. D ie USA würden nur 
zum K r ie g  schreiten, wenn sie 
angegriffen würden.

„W enn lo lo to w  mich sprechen w i l l . ii

Brentano fährt nach Genf
Berlin (Eigenmeldung). Bun­

desaußenminister von Brentano 
deutete in Berlin  an, daß er zur 
Außenministerkonferenz nach 
Genf fahren und dort „e in ige 
Begegnungen“ haben werde. 
„W enn der sowjetische Außen­
minister M olotow  den Wunsch 
hat, m it m ir zu sprechen, würde 
ich ihm selbstverständlich zur 
Verfügung stehen.“

Der Außenminister, der auf 
einer gutbesuchten Pressekon­
ferenz zu in- und ausländischen 
Journalisten sprach, sagte, sei­
ner Ansicht nach müßten die 
Westmächte, etwa in Form  von 
Thesen, schon zu Beginn der 
Genfer Konferenz klar zu ver­
stehen geben, daß die W ieder­
vereinigung unlösbar verbunden 
sei m it dem Suchen nach einem 
echten Sicherheitssystem. D ie 
Berlin -Frage werde möglicher­
weise ebenfalls, in Genf zur 
Sprache kommen.

Nach Ansicht des Außenmi­
nisters dürfte der Wunsch der 
sowjetischen Regierung nach 
Entspannung ein techtes poli­
tisches Anliegen sein. „D ie 
Spannung kann aber nicht be­
seitigt werden, wenn die U r­
sache weiterbesteht“ , sagte er.

Ein Zeitpunkt für die A u f­
nahme der diplomatischen Be­
ziehungen zur Sowjetunion be­
steht nach den W orten Brenta -

nos noch nicht. Es stimme aber, 
so antwortete er auf eine Frage, 
daß die Sowjetunion um das 
Agrément fü r einen Botschafter 
ersucht habe, „der nicht Sem- 
jonow  heißt“ .

Legionärs-Massenflucht
Kairo (D PA ). 120 Fremden­

legionäre sind in der vorigen 
Woche im Suezkanal von einem 
französischen Truppenschiff de­
sertiert. 80 bis 90 Prozent der 
Geflüchteten sind Deutsche.

M it dieser Massenflucht er­
höht sich die Zahl der Fremden­
legionäre, die während der letz­
ten sechs Monate während der 
Fahrt durch den Suezkanal in 
die Freiheit sprangen, auf nahe­
zu 500.

Lufthansa e "vaitert Netz
New  York (A l  . Au f der Jah­

reshauptversammlung der In ter­
nationalen Lufttransport-Verei­
nigung ( IA T A ) teilte D irektor 
Bongers von der Deutschen 
Lufthansa mit, daß die L u ft­
hansa im Frühjahr den Lu ft­
verkehr nach Cliikago über Mon­
treal auf nehmen werde. Im  Som­
mer sei die Einrichtung zweier 
zusätzlicher wöchentlicher-Flüge 
von Hamburg über ppr s nach 
N ew  York und zuiück geplant.



Schüsse an der Zonengrenze Neue Schikanen gegen die Kirche
Bad H ersfeld  (A P ). Eine 

Streife des Bundeszollgrenz- 
scliutzes ist in  den frühen M or­
genstunden des Sonnabends bei 
Treischfeld (K re is Hünfeld) von 
sovvjetzonaler Seite m it Maschi­
nenpistolen beschossen worden, 
w ie das Hauptzollamt „Zonen­
grenze“ in Hersfeld m itteilte.

Es "wurden sechs bis acht 
Feuerstöße auf die Beamten ab­
gegeben. Verletzt wurde n ie­
mand. W egen der Dämmerung 
war nicht festzustellen, ob die 
Schüsse von sowjetischen Sol­
daten oder Volkspolizisten ab­
gegeben wurden.

Pankow schränkt evangelische Wochenzeitungen ein 
Berlin (Eigenmeldung). W ie  aus einer Auflagenotiz in  der 

letzten Ausgabe der evangelischen Wochenzeitung fü r d ie M ark 
Brandenburg, „Potsdamer K irche", hervorgeht, hat das sow jet­
zonale Presseamt eine neue Einschränkung der kirchlichen 
Presse in  der Mark Brandenburg vorgenommen.

gensatz zur L izenz herausgege­
ben worden.

Redaktion und V erlag  der

D ie A u flage der „Potsdamer 
K irche“ vom 16. Oktober konnte 
nicht ausgeliefert werden, y e l l  
das Presseamt die Sonderaus­
gaben des Blattes fü r die ver­
schiedenen Kirchenkreise als 
unzulässig erklärt hat. D ie  Son­
derausgaben, die seit langem 
erscheinen, seien, w ie  jetzt 
plötzlich erk lärt wurde, im  Ge-

Im Glauben siark bleiben
Aufruf Bischof Dibelius an Eltern und Lehrer

Berlin (E igenm elüung). Zwei 
offene B riefe an die E ltern und 
Lehrer in  Berlin-Brandenburg 
hat Bischof Dibelius zur F rage 
der Jugendweihe gerichtet. D ar­
in fordert der Bischof die E l­
tern auf, keine Kompromisse 
m it dem Atheismus einzugehen, 
ihren K indern beizustehen und 
sich dabei auf die in der V er­
fassung garantierte Glaubens­
und- Gewissensfreiheit zu be­
rufen.

Konfirmation und Jugend­
weihe bleiben unvereinbar, er­
klärte Dibelius weiter, und E l­
tern und K inder sollten sich

nicht in ihrem Glauben unsicher, 
machen lassen. D ia Kirchen 
kennen keine Menschen-Weihe- 
handlungen und lehnen sie von 
ihrem Bekenntnis her ab.

In  einem zweiten offenen B rief 
an die evangelischen Lehrer in 
Berlin-Brandenburg, die je tzt 
noch stärker als im  Jahre 1954 
zur W erbung fü r die Jugend­
weihe herangezogen werden, 
w eist der Bischof auf die große 
Verantwortung hin, die sie als 
Erzieher der jungen Generation 
haben und b ittet sie, In Ge­
meinschaft m it den Christen am 
Glauben festzuhalten.

„Potsdamer K irche“ werden aus 
diesem Grunde der Täuschung 
beschuldigt. In  der Auflagenotiz 
heißt es w e iter; „Redaktion und 
Verlag haben sich fü r  das be­
anstandete Verfahren entschul­
digt, erklären jedoch, daß eine 
bewußte Absicht der Täuschung 
nicht Vorgelegen habe.“

W ie  bekannt wurde, sollen an­
deren kirchlichen Wochenzeitun­
gen in  der Sowjetzone ähnliche 
Beschränkungen auferlegt w or­
den sein,

SED fürchtet 
Katholikentags-S chriit
Fulda (D PA ). Das Paketkon- 

trollam t in  E rfu rt hat eine An­
zahl von Exem plaren des in 
Buchform erschienenen offiziel­
len Berichtes über den Fuldaer 
Katholikentag 195i beschlag­
nahmt. Vom  Paketam t wurde 
erklärt, daß L iteratu r nicht in 
Geschenkpaketen versandt w er­
den dürfte, sofern sie „anti­
demokratischen Charakter trägt 
oder gegen  die Erhaltung des 
Friedens gerichtet is t“.

Aktivisten erhalten die Quittung
Spitzen löhne w erden  adm in istrativ  zim ickgeschraubt

Unmittelbar nach ihrer Auszeichnung am „T a g  der Aktivisten“ 
haben zahlreiche Nacliwuchs-Heimcckcs einen nachdrücklichen 
Denkzettel erhalten. Entsprechend den Forderungen des 21. und 
24. Plenums des SED-ZentralkomiteeS/über Rentabilitätsfragen 
in der volkseigenen Industrie werden seit vierzehn Tagen durch 
administrative Anweisung der Fachministerien die Spitzenlöhne 
der Aktivisten und Bestarbeiter zurückgestuft. Namentlich in 
der Schwerindustrie sind davon alle Arbeiter betroffen, die in 
den letzten beiden Jahren auf „fre iw illig e “  Normerhöhungen 
eingegangen sind.

Eine seit A pril vorgenommene 
Überprüfung der „Technischen 
Arbeitsnormen“ (T A N ) hat er­
geben, daß in vielen Großbetrie­
ben die Arbeitsproduktivität 
nicht der Steigerung des Lohn­
fonds entsprochen hat. D ie SED 
schließt daraus, daß die Arbei­
ter 193-j im allgemeinen mehr 
verdienen und weniger arbeiten

als in den vorangegängenen 
Jahren.

W er sowjetzonale Betriebsver­
hältnisse kennt, kann sich diese 
Diskrepanz leicht erklären. Es 
g ib t in jedem  Großbetrieb eine 
Zahl von Brigadiercn und A k ti­
visten, die das Fünf- bis Sechs­
fache dessen verdienen, was der 
Durclischnittsarbeiter in seiner

Lohntüte voriindet. Im  Lohn­
fonds w ird  diese Diskrepanz je ­
doch nicht berücksichtigt. Das 
Fachministerium rechnet nach 
einem Durchschnittsverdienst, 
der im  Vergleich zur A rbeits­
produktivität zu rasch angestie­
gen ist.

Während den Brigadieren ihr 
oftmals an die 1000-DM-Grenze 
reichender und meist mühelos 
verdienter Lohn nach Meinung 
der Arbeiter seit langem be­
schnitten werden könnte, geht 
die neue Lohnsenkung ganz all­
gemein vonstatten. Man zw ingt 
die Arbeiter durch Druckmaß­
nahmen, entweder die Norm  
lieraufzusetzen oder sich m it 

(Fortsetzung nächste Seite)



??Wir danken der DDR-Regierung
Heimkehrer im Dienste der SED-Propaganda

«

T ie ie  der aus sowjetischer Haft) in die Zone entlassenen 
Kriegsgefangenen machen in diesen Tagen ihre erste Bekannt­
schaft m it dem sowjetzonalen Bropagaiidaapparat. Bei den 
„Ämtern fü r A rbeit“  ihrer Heimatorte werden ihnen Erklärun­
gen vorgejegt, in denen behauptet wird» daß „nur die Für­
sprache. der B B B-B egieru ßg“  eine Freilassung der Gefangenen 
ermöglichte. In  oftmals kurioser Form  werden „Beweise“  dafür 
konstruiert, daß die Sowjets bereits lange Zeit vor dem Besuch 
des Bundeskanzlers eine Groß-Entlassungsaktion planten.

So w ird  eine vom sowjetischen
Innenministerium (M W D ) in 
den nördlichen Lagern  Anfang 
des Jahres veranstaltete F rage­
bogenaktion, in der die A rbeits­
fäh igkeit der Gefangenen fest- 
gestellt werden mußte, nach­
träglich als „beabsichtigte Ent­
lassung auf Grund von Fürspra­
chen der D D R-R egierung“ aus­
gegeben. Oftmals geben die 
Heim kehrer selbst —  um die 
SED-Propagandisten loszuwer­
den —  derartige Erklärungen 
ab, während sie im Famiiien- 
und Bekanntenkreis weitgehend 
fü r Verbreitung der Wahrheit 
sorgen. Schließlich hängt fü r die 
in die Zone zurückgekehrten 
Soldaten Existenz und Freiheit 
von diesen Mätzchen ab.

„Arbeit ? Ja, aber . , . “
O ffizie ll müssen sich die H eim ­

kehrer spätestens acht Tage 
nach ihrem Eintreffen im H ei­
m atort beim zuständigen „Am t

Nicht unter Hammer 
und Sichel

Braunschwelg: (A P/B PÄ ). A u f 
einer Kundgebung des Gesamt- 
verbancles der Sowjetzonen- 
fiüehtlinge hat der D irektor des 
Institutes fü r Geschichte an der 
F re ien  Universität Berlin, P ro ­
fessor Hans Köhler, in Braun- 
schweig vor der Auffassung ge­
warnt, die Sowjets hätten ihre 
alten Ziele iu der von ihnen be­
setzten Zone Deutschlands auf­
gegeben.

D er W esten sei verpflichtet, in 
verstärktem  Umfang seine fr e i­
heitlichen Geisteskräfte nach 
dem Osten auszustrahlen und 
den Sowjets klarzumachen, daß 
auch die Menschen in der Zone 
fre i leben wollen. D ie fre ie  W elt 
müsse sich stärker denn je  
gegen  eine W iedervereinigung 
Deutschlands im Sinne des bol­
schewistischen Systems wehren.

fü r A rbeit“  melden. Obwohl 
diese Äm ter o ft sofort Arbeit 
verm itteln könnten, w ird  ihre 
Entscheidung künstlich hinaus­
gezögert. In  der Zwischenzeit 
versuchen SED, N D P D  und 
„Nationale Fron t", von dem 
Heimgekehrten Propaganda-Er­
klärungen zu erpressen. Von der 
Tendenz dieser Erklärungen 
hängt es ab, ob der Bewerber 
seinen Start in der Heim at im 
alten Beru f oder als H ilfsarbei­
ter in einem Großbetrieb ver­
suchen kann,

über die im Westen gezahlten 
Unterstützungen und Entschädi­
gungen -wird den Heimkehrern 
vielfach erzählt, diese seien 
„ W  ehrsold-Nachzahlungen" an 
Aktive, die sich damit gleich­
ze itig  zu neuem Wehrdienst

verpflichten müßten. Zusammen­
künfte der entlassenen Soldaten 
werden —  selbst wenn es sich 
um eine Begegnung zweier 
jahrelang zusammenlebender 
Kameraden handelt —  von P a r­
tei und Staatssicherheit- m it 
wachsamen Augen verfolgt. Da­
gegen spricht die N D PD  na­
mentlich ehemals führende 
N SD A P-M itg lieder und hohe 
O ffiziere unter den Entlassenen 
an, um an ihrer Person die 
„Umerziehung“ zu dokumentie­
ren. Entgegen aller SED-Propa- 
ganda haben manche dieser 
„Ehemaligen“  bereits w ieder ihr 
politisches Patent —  diesmal be­
glaubigt von einer SED-Kader- 
abteilung —  in der Tasche.

„Kriegs verurteilt!“
Den jetzt entlassenen Land­

sern dagegen —  die oftmals fü r 
einen aus Hunger begangenen 
Kartoffeldiebstahl 10 Jahre H aft 
verbüßten —  läßt die SED ent­
gegen allen Zusicherungen über 
„Gleichberechtigung" das P rä ­
dikat „Kriegsverürteilt, S traf­
verbüßung in der Sowjetunion" 
in  ihre Polizeiakten schreiben. 
E in Prädikat, das den meisten 
der ehrlich Heimgekehrten je ­
den W eg  ins neue Leben zu­
nächst vermauert haben dürfte.

Aktivisten erhalten die Quittung
<Foi-tsetzv.Bg von Seite 5)

einer Lohngruppen-Rüekstuiüng 
zu begnügen. Das Argument: 
D ie von den Arbeitern selbst 
angenommenen Normerhöhun­
gen haben gezeigt, daß die N or­
men von 1953 generell zu n iedrig 
liegen und die seitdem durchge- 
fübrten. Normerhöhungen m it 
der technischen Verbesserung 
der Betriebsausrüstungen nicht 
Schritt gehalten haben.

In  der Praxis verlieren sowohl 
die B rigadiere und Aktivisten 
als auch die Arbeiter zwischen 
sechs und zw ö lf Prozent von 
ihrem Arbeitslohn. A ber wäh­
rend bei den ersteren noch im­
mer Spitzenlöhne übrigbleiben, 
ist diese Rückstufung fü r die 
Arbeiter ein schwerer Schlag. 
Zahllose Betriebsversammlungen 
und erhitzte Diskussionen zeu­
gen davon.

Jetzt „Leistung'sprüfungen“
Trotzdem  treten Schwierigkei­

ten auf: D ie M inisterien haben 
zwar die Lohnsenkungen ver­

fügt, aber die Arbeiter sollen 
sie „ fre iw illig “  annehmen. D ie 
nicht allzuviel verlierenden B ri­
gadiere gehen m it gutem Bei­
spiel voran : Sie verzichten „ fre i­
w illig “ , meist zugleich im  N a­
men ihrer „K o llegen “. W o auch 
das nicht geht, g re ift  man zu 
einem neuen M ittel, das starke 
Unruhe in den Betrieben ausge­
löst hat: Die „Leistungsprüfun­
gen", A lle  Arbeiter werden einer 
„fachlichen Prü fu ng“ durch V er­
treter des Ministeriums unter­
zogen, die in der R egel fest­
stellen, daß der Arbeiter in 
einer zu hoch angesetzten Lohn­
gruppe steht. Ohne daß er sich 
dagegen wehren kann, w ird er 
adm inistrativ um eine Lohn­
gruppe zurückgestuft. M it der 
Maßgabe, sich nach etwa einem 
Dreivierteljahr erneut überprü­
fen  zu lassen, wenn „seine L e i­
stungen besser geworden sind“. 
D ie Leistungsverbesserung aber 
besteht in der Heraufsetzung 
seiner Norm, fü r die er dann 
w ieder in seine alte Lohngruppe 
gelangen kann . . .



EÏLDER DER WOCHE. O b e n :  Die Sieger der Volksabstimmung- an der Saar: Dr. Ney  

(CDU), Konrad (SPD) und Dr. Schneider (DPS). D a t e n :  Der Bundestag trat in Ber­
lin zusammen.



Flugtechnik der Zukunft
Möglichkeiten und Gefahren — Fachleute diskutieren
Augsburg (Eigenbericht). Das Flugzeug der Zukunft w ird  

m it Atom kraft'- an getrieben sein. Diese Meinung wurde in 
letzter Zeit so o ft von Fachleuten w iedergegeben, daß man 
meinen könnte, das Atom zeitalter stehe nun auch beim .Flug­
zeugbau unmittelbar bevor. Tatsächlich ist —  w ie in Augs­
burg von Tagungsteilnehmern der „Wissenschaftlichen Gesell­
schaft fü r Lu ftfah rt“  zu hören w ar —  durchaus damit zu 
rechnen, daß in sechs bis sieben Jahren die ersten Flugzeuge 
m it Atommotoren auftauchen werden und in 12 bis 20 Jahren 
die Atom kraft die Hauptantriebsquelle fü r Flugzeuge sein w ird.

Solche Maschinen würden die
dreifache Schallgeschwindigkeit 
entwickeln und den A tlantik in 
weniger als zw ei Stunden ¡über­
queren. Auch dürfte es damit 
möglich sein, 200 bis 300 Stun­
den in  der L u ft  zu bleiben und 
mehrere Male den Erdball zu 
umkreisen.

Die Sachverständigen sind 
aber auch der Überzeugung, 
daß sich diese atomgetriebenen 
Maschinen trotz ihrer unvor­
stellbaren Geschwindigkeiten 
äußerlich von den heutigen 
Kolben- und Düsenflugzeugen 
letzter Bauart kaum unterschei­
den werden. D ie Flugzeugbau­
technik selbst w ird  also zu­
nächst wahrscheinlich keine Um­
wälzung erfahren! Dies g ing 
aus vielen Referaten der Augs­
burger Tagung hervor: D ie her­
kömmlichen Maschinen werden 
systematisch weiterentwickelt. 
V or allem die Turbinenflug­
zeuge werden in naher Zu­
kunft das Feld , bzw. die Lu ft 
beherrschen.

Problem Motorenlärm
D er Motorenlärm ist heute 

auch in der Lu ftfahrt zu einem 
ernsten Problem  geworden. 
Auch davon w ar in Augsburg 
ausführlich die Rede. W ie P ro f. 
Dr. Lacour (Genf) feststeilte, 
bestehe keinerlei rechtliche 
Handhabe fü r einen Unterlas­
sungsanspruch. Immerhin konnte

der Professor die tröstliche 
M itteilung machen, daß die In ­
genieure alles versuchen, um 
das Motorengeräusch in der 
L u ft zu dämpfen, und daß die 
Juristen zur Zeit, durch die Be­
schwerden der Öffentlichkeit 
alarmiert, die rechtlichen Aspekte 
dieser F rage gründlich stu­
dieren.

N icht nur eine Belästigung, 
sondern geradezu eine Gefahr 
ist allerdings die Ultraschall­
ausstrahlung der Hochleistungs- 
Turbomaschinen. D r.-Ing. Staab 
berichtete von schädigenden 
Einwirkungen von Ultraschall­
wellen auf das organische N er ­
vensystem. In  Amerika habe das 
bereits zu Gehirnschäden ge­
führt und beim Einschalten 
einer intensiven Nachverbren­
nung sei sogar ein rascher Tod 
anzunehmen. Durch Änderung 
der Auspufform  und Herab­
setzung der Gasgeschwindigkei­
ten habe man in letzter Zeit 
versucht, diese Gefahren zu min­
dern. Um das F lugzeug selbst 
vor den gefährlichen U ltra­
schallwellen zu schützen, bringe 
man die Strahlantriebe neuer­
dings möglichst w eit außerhalb 
der Flugzeugzellen an.

Volkswagen vor Patenisenat
Stuttgart (D P A ). D er jahre­

lange Streit um die Prioritä t 
entscheidender Konstruktions­
merkmale im Triebw erk des 
Volkswagens ist je tzt m it einem 
Vergleich vor dem Patentsenat 
des Oberlandesgerichts K arls­
ruhe endgültig beendet worden.

In  • der Stuttgarter Verhand­
lung des Senats verpflichtete 
sich der Schriftsteller Horst 
Moennich, in allen künftigen 
Auflagen seines Buches „Die 
Autostadt“ , die den Stuttgarter 
Ingenieur und Autokonstruk- 
teur^Bela Barenyi betreffenden 
Ausführungen wegzulassen. Der 
A utor hatte in seinem Buch 
Barenyi einen „Schwärmer“ g e ­
nannt, dessen Behauptungen, er 
habe vor Professor Porsche die 
wesentlichen Konstruktions­
merkmale des Volkswagentrieb­
werks entworfen, „nicht ernst 
zu nehmen“ seien.

In  dem Rechtsstreit, m it dem 
sich bereits das Landgericht und

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Film vor­

führungen m it der. neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im  
^ m e r i k a h a u s  a m  N o l -  
l e n d o r f p l a t z  gezeigt. 
Täglich  ab 13 E bs Iß  atünd-

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für K inder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr.

das Oberlandesgericht Stuttgart 
befaßt hatten, war Barenyi im 
Dezember 1954 von der Patent­
kammer Mannheim bescheinigt 
worden, daß er die entscheiden­
den Konstruktionsmerkmale des 
V W -Triebw erks vor Ferdinand 
Porsche erfunden habe.

SSD, herhören!
Der kleine TAG  wird ver­

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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